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- Drucksache 2949 - 


Auf die oben bezeichnete Anfrage erlaube ich mir, im Benehmen mit 
dem Herrn Bundesminister des Auswärtigen wie folgt zu antworten;: 

Zu 1. und 2. 

Die sozialversicherungsrechtliche Lage der in der Bundesrepublik 
wohnhaften und in Luxemburg beschäftigten Grenzgänger, [deren 
Zahl z. Z. etwa 1100 beträgt, ist mir bekannt. Ich verkenne auch 
nicht die Notlage der Rentenberechtigten, die gegenwärtig noch 
nicht in den Genuß von Rentenleistungen kommen können, weil 
kein deutsch-luxemburgisches Gegenseitigkeitsabkommen über Sozial- 
versicherung besteht. 

Zu 3. und 4. 

Die Bemühungen der Bundesregierung zur Beseitigung dieses Zu- 
standes haben dazu geführt, daß nunmehr die luxemburgische 
Regierung ihre Zustimmung zur Fortsetzung der bereits im Jahre 
1951 begonnenen Verhandlungen über den Abschluß eines Gegen- 
seitigkeitsabkonimens über Sozialversicherung erteilt hat. 

Als Termin für die Aufnahme der Verhandlungen ist dep 24. Januar 
1957 vereinbart. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Abkommens 
läßt sich naturgemäß gegenwärtig noch nicht übersehen. 

In diesem Zusammenhang darf auf folgendes hingewiesen werden : 

Die luxemburgischen Versichcrungsträger sind auf Grund des für 
die Bundesrepublik und für Luxemburg verbindlichen Überein- 
kommens der Internationalen Arbeitsorganisation „über die Gleich- 
behandlung einheimischer und ausländischer Arbeitskräfte aus Anlaß 
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der Entschädigung bei Betriebsunfällen” (Nr. 19) schon jetzt ver- 
pflichtet, deutschen Staatsangehörigen ohne Rücksicht auf ihren Auf- 
enthalt auf Grund von Arbeitsunfällen, die nach dem 15. April 1928 
eingetreten sind, Leistungen aus der luxemburgischen Unfallversiche- 
rung unter denselben Voraussetzungen und in demselben Umfang 
wie luxemburgischen Staatsangehörigen zu gewähren. Darüber hinaus 
werden schon vor Inkrafttreten eines Gegenseitigkeitsabkommens 
die deutschen Staatsangehörigen in bezug auf die Gewährung von 
Renten aus der luxemburgischen Unfall- und Rentenversicherung 
den luxemburgischen Staatsangehörigen gleichgestellt, sobald auch 
Luxemburg die beiden Vorläufigen Abkommen des Europarates 
über Soziale Sicherheit vom 11, Dezember 1953 ratifiziert. 



